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Beschlussentwurf

Der Stadtrat der Stadt Kéthen (Anhalt) stellt fest, dass das am 03.01.2017 eingereichte

Birgerbegehren unzulassig ist.

Gesetzliche Grundlagen:

§ 26 ff. Kommunalverfassungsgesetz (KVG) LSA




Darlegung des Sachverhalts / Begrindung

Die Ausflihrung zur Zuléssigkeit des Burgerbegehrens ist der anliegenden Darstellung zu
entnehmen.



s

Anlage 1 - Priifergebnis zur Zuldssigkeit des Biirgerbegehrens.pdf

yy.

Anlage 2 - Biirgerbegehren vom 03.01.2017.pdf



l. Sachverhalt

1. Am 03.01.2017 {ibergab Herr Hartmut Stahl dem Vorsitzenden des Stadtrates, Herrn
Dr. Werner Sobetzko, einen Ordner mit Listen zum ,Biirgerbegehren Fasanerie / Ziethe-
Busch®. Noch am selben Tage legte Herr Dr. Sobetzko die Unterschriftenlisten dem Stellver-

treter des Oberbiirgermeisters, Herrn Alexander Frolow, vor.

Den Unterschriftenlisten ist ein Schreiben der Herren Hartmut Stahl und Dr. Wolfgang Gahler
vom 03.01.2017 an den Vorsitzenden des Stadtrates beigefugt. In der Betreffzeile heil}t es:

,Ubergabe der Unterlagen zum Biirgerbegehren ,Fasanerie / Ziethebusch*.

Dem Anschreiben selbst sind als Anlagen ein als Begehungsprotokoll v. 24.08.2016 be-
zeichnetes Schriftstliick sowie ein von den Herren Stahl und Dr. Gahler unterzeichnetes und
mit der Uberschrift ,Blirgerbegehren an den Stadtrat der Stadt Kéthen (Anhalt) nach § 26
KVG LSA zur Herbeifiihrung eines Birgerentscheids nach § 27 KVG LSA* versehenes
Schreiben beigefigt.

Der weitere Inhalt der Schriftstlicke muss hier nicht wiedergegeben werden, er kann der An-

lage entnommen werden.

2, Die beigefiigten Unterschriftenlisten haben folgenden wdrtlichen Inhait:

Biirgerbegehren nach § 26 KVG LSA zur Herbeifiihrung eines Biirgerentscheids nach
§ 27 KVG LSA

Angelegenheit : Fasanerie und Ziethe-Busch in Kéthen - vollumféngliche Aussetzung der
Abholzungs-, Durchforstungs- u. Verjlingungsmaf3inahmen

Beginn der Unterschriftensammliung nach § 26 Abs. 4 KVG LSA: ab 18. August 2016

Sachdarstellung:

Die ,Fasanerie" - denkmalgeschiitzter Landschaftspark im Herzen der Stadt Kéthen - be-
wegt seit Jahren die Gemdiiter. Sei es durch umfallende Bdume, Verndssung. Kahlschlag-
und AbholzungsmalRnahmen oder beabsichtigte Aufforstungen. Gegen die auf Einzelfldchen
von einem halben Hektar geplanten Kahlschldge wurde im Mérz 201 1 eine Unterschriften-
sammlung gestartet. Der Stadtrat hat die damaligen Forderungen der Biirger weitestgehend
angenommen (Beschlussvorlage 2011109/1). jedoch mit der Beschlussvorlage 2012005/5
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(1) das Betriebswerk fiir den Forstbetrieb ,Stadtwald Kéthen" zur Kenntnis genommen und in
Bezug auf die Fasanerie u. a. beschlossen, dass deren Betreuung in den néchsten 10 Jah-
ren ausschlieBlich unter forstwirtschaftlichen Gesichtspunkten erfolgt. Natur- und denkmal-
fachliche sowie kulturelle Belange bleiben unberlicksichtigt. Es soll ein Waldumbau aus-
schliefllich unter ertragswirtschaftlichen Kriterien erfolgen. Insgesamt soll auf den Fléchen
laut Betriebswerk innerhalb von 10 Jahren eine Gesamitnutzung von 2.537

Erntefestmetern gezogen (eingeschlagen) werden. Erste MalBnahmen im Winterhalbjahr
2015/201 6 haben in der Fasanerie entgegen geltender Beschlusslage zu einem Kahlschlag
auf einer Fldche von ca. 0.5 Hektar sowie in weiten Teilen (insges. ca. 25.000 qm) zu Ver-
wiistungen und Zerstérungen, u. o. durch Anlage von Riickegassen, gefihrt. Fiir den
Herbst/Winter 2016/201 7 sind weitere MalRnahmen auf einer Flache von 8,7 Hektar (87.000
gm) vorgesehen. Damit diirften weitere unkontrollierte und grof3fidchige Zerstérungen von
unwiederbringlichem Lebensraum und Habitaten diverser Vogel-, Insekten- und Fleder-
mausarten zur Tatsache werden. Diese Vorgehensweise wird zum einen der 6kologischen
und kulturellen Bedeutung sowohl der Fasanerie als auch des Ziethebusches nicht ansatz-
weise gerecht, zum anderen in weiten Teilen der Biirgerschaft - wenn auch vielleicht forst-
wirtschaftlich noch fiir sinnvoll erachtet - in der ganzheitlichen Perspektive jedoch fiir falsch
gehalten und mit Unversténdnis begegnet.

Deshalb soll mittels eines Biirgerentscheids (iber folgende mit Ja oder Nein zu beantworten-

de Frage (Sachentscheidung) abgestimmt werden.

Sachentscheidung:

Stimmen Sie dafiir, dass sdmtliche. u. a. auch die nach dem Betriebswerk fiir den Forstbe-
trieb fiir den Stadtwald Kéthen mit Giiltigkeit 01 .01 .201 2 bis 31 .12.2021 (Betriebsnummer
74) insbesondere und speziell fiir die Flachen und Baumbesténde des ,Ziethe-Busches” und
der ,Fasanerie" geplanten Abholzungs- , Durchforstungs- und VerjiingungsmafRnahmen bis
ldngstens 31 . Dezember 2018 ausgesetzt werden, um danach unter Berticksichtigung
natur-, arten- und denkmalschutzfachlicher Erhaltungs-, Pflege- und Schutzkonzeptionen, die
zwischenzeitlich unter Mitwirkung von Natur- und Denkmalschutzverwaltungen sowie Fach-
organisationen des Naturschutzes zu erstellen sind, in Verantwortung eines aus einem
breiten Interessenkreis zu bildenden Lenkungs- und Entscheidungsgremiums unter Berlick-
sichtigung der in den Konzeptionen festgelegten Sachverhalte, Kriterien und Aspekte

fortgefiihrt, gedndert und/oder neu aufgenommen zu werden? (Ja / Nein)

Kostendeckung:

Fir die Einstellung der im Betriebswerk fiir den Forstbetrieb Stadiwald Kéthen mit Gliltigkeit
01.01.2012 bis 31.12.2021 (Betriebsnummer 74) fiir die genannten Fldchen und Besténde
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vorgesehenen Malinahmen des Betreuungsforstamtes Dessau entstehen der Kommune
keine Kosten. Im Gegenteil: Die im Winterhalbjahr 2015/2016 durchgefiihrten und in der brei-
ten Bevélkerung zu Empdrung und Missmut gefiihrten Aktivitdten waren defizitér (Informati-
onsvorlage 2016081/l). Auch die geplanten MalRnahmen fiir den Herbst/Winter 2016/2017
weisen ein Defizit (Minusbetrag) von 2.742,80 EUR aus.

Weitere Einsparungen entstehen der Stadt durch die Ersparnis indirekter Kosten (Personal-
und Sachaufwand).

Soweit der Stadtrat das Erfordernis der zu erstellenden Erhaltungs-, Pflege- und Schutzkon-
zeptionen nicht erkennt und somit die notwendigen Mittel nicht oder nicht vollumfénglich be-
reitstellen will oder kann, erfolgt auf Initiative der Blirgerbewegung die Gegenfinanzierung
durch Einwerbung freiwilliger Leistungen der Biirger sowie von regionalen und (iberregiona-
len Organisationen und Kérperschaften (Spenden und Sponsoring). Darliber hinaus haben
sich Vertreter von Fachorganisationen des Naturschutzes bereiterklért, an den Konzeptionen
ehrenamtlich bzw. gegen Auslagenersatz mitzuwirken. Die Thematik hat mittlerweile (ber

Stadt- und Landkreisgrenzen hinausgehende Aufmerksamkeit gefunden.

Interessenvertretung:

Herr Hans-Joachim Scholz, Herr Dr. Wolfgang Gehler und Herr Hartmut Stahl - alle wohnhaft
in Kéthen (Anhalt) und den Beteiligten persénlich bekann - sollen das Anliegen einzein ge-
geniiber dem Stadtrat und der Verwaltung auch im Namen der Unterzeichner vertreten (§ 26
Abs. 3S. 3KVG LSA).

Initiator: Biirgerblindnis flir Kéthen (Anhalt) e. V.
Liste Nr.: Ziffer/ 2016 (nur gliltig mit Originalunterschrift eines Interessenvertreters),
Sammelstelle der Listen: Schwarzes Ross, Neustddter Platz 14, 06366 Kéthen (Anhalt)

Es folgen auf der Rickseite die handschriftichen Angaben der Unterstutzer des Blrgerbe-

gehrens.

Il. Zulassigkeit des Biirgerbegehrens

1. Der Wortlaut der mit dem Biirgerbegehren verbundenen Fragestellung

,Stimmen Sie dafiir, dass sdmtliche. u. a. auch die nach dem Betriebswerk fiir den Forst-
betrieb fiir den Stadtwald Kéthen mit Giiltigkeit 01 .01 .201 2 bis 31 .12.2021 (Betriebs-
nummer 74) insbesondere und speziell fiir die Fldchen und Baumbesténde des ,Ziethe-

Busches" und der ,Fasanerie" geplanten Abholzungs- , Durchforstungs- und Verjiin-
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gungsmal3nahmen bis ldngstens 31. Dezember 2018 ausgesetzt werden, um danach un-
ter Beriicksichtigung natur-, arten- und denkmalschutzfachlicher Erhaltungs-, Pflege- und
Schutzkonzeptionen, die zwischenzeitlich unter Mitwirkung von Natur- und Denkmal-
schutzverwaltungen sowie Fachorganisationen des Naturschutzes zu erstellen sind, in
Verantwortung eines aus einem breiten Interessenkreis zu bildenden Lenkungs- und Ent-
scheidungsgremiums unter Beriicksichtigung der in den Konzeptionen festgelegten
Sachverhalte, Kriterien und Aspekte fortgefiihrt, gedndert und/oder neu aufgenommen zu
werden? (Ja / Nein)“

als auch der Wortlaut der Ausfiihrungen unter dem Stichpunkt ,Sachdarstellung®

SFUr den Herbst/Winter 2016/201 7 sind weitere Malinahmen auf einer Fldache von 8,7
Hektar (87.000 gm) vorgesehen. Damit diirften weitere unkontrollierte und grof3fléchige
Zerstérungen von unwiederbringlichem Lebensraum und Habitaten diverser Vogel-, In-

sekten- und Fledermausarten zur Tatsache werden.”

sind geeignet, den Eindruck erwecken, dass sich das Birgerbegehren einerseits gegen den
Beschluss des Stadtrates vom 21.06.2012 (2012005/(5) Gber das Forstliche Einrichtungs-
werk fur die Waldfldichen der Stadt Kéthen (Anhalt), Betriebswerk fir den Forstbetrieb
yotadtwald Kdéthen®, bzw. gegen den Beschluss des Bau-, Sanierungs- und Umweltaus-
schusses des Stadtrates der Stadt Kéthen (Anhalt) vom 14.07.2016 Uber forstwirtschaftliche
Maflinahmen 2016/2017 in der Fasanerie, bekanntgegeben im Amtsblatt Nr. 8/ 2016 der
Stadt Kéthen (Anhalt) vom 26.08.2016, richtet und anderseits auf das Ziel der Durchfiihrung
einer Malinahme, namentlich der Erstellung natur-, arten- und denkmalschutzfachlicher Er-
haltungs-, Pflege- und Schutzkonzeptionen, unter Mitwirkung von Natur- und Denkmal-

schutzverwaltungen sowie Fachorganisationen des Naturschutzes, abzielt.

Das Blrgerbegehren vereint in sich also zwei wesentliche Ziele:

Zum einen geht es darum, dass samtliche u. a. auch die nach dem Betriebswerk fiir den
Forstbetrieb ,Stadtwald Kéthen® mit Giltigkeit 01 .01 .201 2 bis 31 .12.2021 (Betriebsnum-
mer 74) fir die Flachen und Baumbesténde des ,Ziethe-Busches" und der ,Fasanerie" ge-
planten Abholzungs-, Durchforstungs- und Verjingungsmafnahmen bis lédngstens 31. De-

zember 2018 zumindest ausgesetzt werden.
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Zum anderen fordert das Burgerbegehren die Erstellung (neuer) natur-, arten- und denkmal-
schutzfachlicher Erhaltungs-, Pflege- und Schutzkonzeptionen, unter Mitwirkung von Natur-

und Denkmalschutzverwaltungen sowie Fachorganisationen des Naturschutzes.

Diese Differenzierung ist ggf. auch bei der Prifung der Zulédssigkeit des Blrgerbegehrens zu
beachten. Gleichwohl ist ein Birgerbegehren nicht nur gegen Beschllisse der Vertretung
moglich sondern kann auch dazu dienen, die Kommunalverwaltung zu einer bestimmten

MafRnahme zu veranlassen.

2. MaRgeblicher Zeitpunkt fir die Beurteilung der Zuléssigkeit des Blrgerbegehrens ist
die Sach- und Rechtslage am Tag des Antrageingangs (vgl. Miller/Wiegand in: Kommunal-
verfassungsgesetz des Landes Sachsen-Anhalt, Stand: 07/2016, § 26 S.15), vorliegend also
der 03.01.2017. Nach diesem Datum eingereichte Unterschriften oder anderweitige gesetz-
lich vorgeschriebene Kriterien kénnen nur noch in Form eines neuen Birgerbegehrens be-
rlcksichtigt werden (vgl. Miller/ Wiegand, a. a. O., § 26 S. 15).

3. Rechtsgrundlage des Birgerbegehrens ist § 26 KVG LSA. Gemal § 26 Abs. 1 Satz
1 KVG LSA kénnen die Birger mit einem Blrgerbegehren beantragen, dass sie liber eine
Angelegenheit der Kommune selbst entscheiden. Ziel ist die Herbeifihrung eines Blirgerent-
scheids gemal § 27 KVG LSA. Das Biirgerbegehren ist an strenge, unabdingbare formelle
Voraussetzungen geknuipft.

So kénnen Gegenstand eines Blirgerbegehrens nur Angelegenheiten des eigenen Wir-
kungskreises der Kommune sein, die in der Entscheidungszusténdigkeit der Vertretung lie-
gen und zu denen nicht innerhalb der letzten zwei Jahre ein Burgerentscheid durchgefihrt
worden ist (§ 26 Abs. 2 S.1 KVG LSA). Das Biirgerbegehren muss die begehrte Sachent-
scheidung in Form einer mit Ja oder Nein zu beantwortenden Frage, eine Begriindung und
einen gesetzmafigen Vorschlag fur die Deckung der mit der Ausflihrung der Sachentschei-
dung verbundenen Kosten enthalten (§ 26 Abs. 3 Satz 1 KVG LSA). Es muss bis zu drei
Personen benennen, die berechtigt sind, die Unterzeichner zu vertreten (§ 26 Abs. 3 Satz 2
KVG LSA). Das Birgerbegehren ist schriftlich einzureichen (§ 26 Abs. 5 Satz 1 KVG LSA)
und muss — im Falle der Stadt Kéthen (Anhalt) — von mindestens 10 Prozent hdchstens je-
doch von 2.000 stimmberechtigten Blirgern unterzeichnet sein (§ 26 Abs. 4 2. Alt. KVG LSA).
Auf die Einhaltung der Sechs-Wochen-Frist gemanR § 26 Abs. 5 Satz 2 KVG LSA kommt es
dann an, wenn sich das Bilrgerbegehren (zumindest auch) gegen einen Beschluss des

Stadtrates richtet, der ortsiiblich bekannt gegeben worden ist.
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4, Die Einhaltung des Quorums wird gesondert festgestellt und ist Gegenstand einer
Prifung, anhand des Wahlerverzeichnisses. Antragsberechtigt sind gemaR § 26 Abs. 1,
Abs. 4 KVG LSA die gemaf §§ 21 Abs. 2, 23 Abs. 1 KVG LSA stimmberechtigten Blrger.
Die auf den Unterschriftenlisten daflr vorgesehenen Angaben sind geman
§ 56 Satz 2 KWG LSA (Name, Vorname, Anschrift, Tag der Geburt) grundséatzlich erforder-
lich aber auch ausreichend. Fir die Prifung ist auch hier der Tag des Einganges des An-
trags mafRgeblich (§ 56 Satze 1 und 3 KWG LSA). Soliten im Einzelfall unvollstdndige Anga-
ben gemacht worden sein, ist die Stadt Kéthen (Anhalt) nicht verpflichtet, diese Angaben zu
erganzen, da das Gesetz die Beibringung der geforderten Nachweise durch die Burger vor-
schreibt (vgl. VG Halle, Beschluss vom 20.10.1998 — B 1 K 1461/98 —).

5. Antragsberechtigt sind geman § 26 Abs. 1, Abs. 4 KVG LSA die nach §§ 21 Abs. 2,
23 Abs. 1 KVG LSA stimmberechtigten Burger.

6. Unzweifelhaft ist die Schriftform gewahrt. Uber die Angelegenheit, die das Biirgerbe-
gehren zum Gegenstand hat, ist innerhalb der letzten zwei Jahre auch kein Bilirgerentscheid
aufgrund eines Blrgerbegehrens durchgefiihrt worden.

7. Insbesondere handelt es sich nicht um eine Angelegenheit des Ubertragenen Wir-
kungskreises und auch nicht um eine Angelegenheit, die kraft Gesetzes dem Blrgermeister
obliegt (§ 26 Abs. 2i.V.m. §§ 6, 66 Abs. 1, Abs. 4 KVG LSA).

Alle MaRnahmen im Zusammenhang mit der ,Fasanerie” und dem ,Ziethe-Busch*, die aus
dem Betriebswerk fir den Forstbetrieb fiir den Stadtwald Kéthen resultieren, folgen im We-
sentlichen aus der Eigentimerstellung. Sie dienen nicht nur dem Erhalt, der Bestandspfiege
und Entwicklung der Gebiete sondern primar auch der Verkehrssicherung und sind daher
ohne Zweifel schon aus diesem Grund eine Angelegenheit der Gemeinde. Denn die Pflicht
zur Verkehrssicherung — jedenfalls soweit es die Wege im Inneren der Bereiche betrifft —
entspringt moglicherweise ohnehin allein nur der Eigentimerstellung der Stadt Kéthen (An-
halt) und ist deshalb nicht einmal zwingend als staatliche/hoheitliche Angelegenheit zu quali-
fizieren. Aber selbst wenn es sich bei den Wegen um o&ffentliche Straflen im Sinne des § 2
Abs. 1 StrG LSA handeln sollte — fir die Gemeindestralen entlang der Fasanerie (Fasane-
rieallee, Joachimiallee) trifft dies in jedem Falle zu — und deshalb die Verkehrssicherung ge-
maR § 10 Abs. 1 StrG LSA eine hoheitliche Tatigkeit darstellt, ist diese als pflichtige Selbst-
verwaltungsaufgabe dem eigenen Wirkungskreis gemafR § 5 KVG LSA zuzuordnen (vgl.
Reich in: Kommunalverfassung fiir das Land Sachsen-Anhalt, § 4 Rdnr. 3).
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Auch der Umstand, dass es sich zumindest bei der ,Fasanerie® aufgrund der Verordnung
vom 17.11.2009 um einen geman §§ 29, 35, 39 NatSchG LSA geschiitzten Landschaftsbe-
standteil handelt, dndert hieran nichts sondern flhrt allenfalls dazu, dass die Stadt als
Grundeigentiimer und Nutzungsberechtigte geman § 57 Abs. 1 NatSchG LSA dazu verpflich-
tet ist, Pflege- und Entwicklungsmafnahmen fir den geschiitzten Landschaftsbestandteil,
welche durch die Naturschutzbehérden auf Grundlage eines Pflege- und Entwicklungsplanes
ergriffen werden, der unter ihrer Beteiligung zustande kommen muss und die MalRhahmen
flurstlicksgenau und verbindlich regelt, zu dulden. Sie wird gleichsam dazu verpflichtet,
eventuell in eigener Regie ersonnene Malnahmen gemaf § 4 der Verordnung mit der Na-
turschutzbehodrde abzustimmen, was einem Genehmigungsvorbehalt gleichkommt, da diese
ansonsten gemaf § 3 der Verordnung verboten waren.

Soweit das Begehren also auch darauf abzielt, neue natur-, arten- und denkmalschutzfachli-
che Erhaltungs-, Pflege- und Schutzkonzeptionen erstellen zu lassen, muss dies in Abstim-
mung und mit Zustimmung der Naturschutzbehoérde erfolgen, da sie ansonsten wertlos sind,
weil sie ohne deren Genehmigung nicht - ohne gegen ein Verbot zu verstoflen - umsetzbar

waren.

Zwar durften zumindest notwendige MaRnahmen zur Verkehrssicherung als Geschéfte der
laufenden Verwaltung in der Regel in die Zusténdigkeit des Birgermeisters fallen (§ 66 Abs.
4 KVG LSA). Mit Blick auf den Umfang der notwendigen Ma3nahmen und der damit verbun-

denen Kosten, liegt hier jedoch kein Geschaft der laufenden Verwaltung vor.

8. Ferner steht dem Blirgerbegehren auch nicht die Vorschrift des § 26 Abs. 2 Satz 2
Nr. 1 bis 8 KVG LSA entgegen. Danach kénnen die dort abschlief3end aufgezahlten Sach-

verhalte nicht Gegenstand eines Blrgerentscheids sein.

8.1 Insbesondere liegt mit dem Blirgerbegehren kein Verstol’ gegen § 26 Abs. 2 Satz 2
Nr. 3 KVG LSA vor. Demnach ist ein Blirgerbegehren unzulassig tber die Haushaltssatzung,
einschliellich der Haushaltsplane. Auch ein Blrgerbegehren, welches sich materiell auf den
Haushalt auswirkt, kann (iber die Hausaltssatzung unzuléssig sein. Ob dies der Fall ist, dirf-
te abhangig sein von der Hohe der notwendigen Aufwendungen im Verhaltnis zum Umfang
der insgesamt zur Verfligung stehenden Haushaltsmittel. Kaum zweifelhaft dirfte sein, dass
die Erstellung neuer natur-, arten- und denkmalschutzfachlicher Erhaltungs-, Pflege- und
Schutzkonzeptionen mit Kosten verbunden sein dirfte. Wie dem Entwurf des Haushaltspla-
nes des Landkreises Anhalt-Bitterfeld flir das Haushaltsjahr 2017 zu entnehmen ist, veran-
schlagt dieser fiir die Erstellung eines eigenen Pflege- und Entwicklungsplanes in Entspre-

chung seiner Verordnung (iber die Festsetzung der ,Fasanerie Kdthen“ als geschutzten
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Landschaftsbestandteil allein Kosten in Hohe von 50.000 Euro. Die Initiatoren des Blrgerbe-
gehrens selber machen zu den voraussichtlichen Kosten der von ihnen begehrten Maf3nah-
men keine konkreten Angaben. Geht man von den Angaben in der Haushaltsplanung des
Landkreises aus, so sind diese zwar erheblich, in Anbetracht des Haushaltsvolumens geman
des Entwurfs zum Haushaltsplan der Stadt Kéthen (Anhalt) fir das Haushaltsjahr 2017 je-
doch noch nicht so hoch, dass man von einer Einflussnahme auf den Gesamtbestand des
Haushaltes sprechen kann, die das Gleichgewicht des gesamten Haushaltes stért und in
einer Art und Weise zu einer Neuordnung des Gesamtgeflges zwingt, die zu einer wesentli-
chen Beeintrichtigung des Budgetrechts der Vertretung flihren wirde. Folglich liegt kein
Verstol gegen § 26 Abs. 2 Satz 2 Nr. 3 KVG LSA vor.

8.2 Die Frage, nach dem Sinn solcher MalRnahmen in Anbetracht einer parallel vorgese-
henen Planung seitens der zustdndigen Naturschutzbehoérde stellt sich jedoch im Zusam-
menhang mit § 26 Abs. 2 Satz 2 Nr. 8 KVG LSA. Es kdnnte sich vorliegend um ein Begeh-
ren handeln, welches ein gesetzwidriges Ziel verfolgt, da mit der Durchfihrung der begehr-
ten Manahme ein Versto gegen den Grundsatz der Wirtschaftlichkeit und Sparsamkeit

(§ 98 Abs. 2 KVG LSA) vorliegen kdnnte, weil die Erstellung neuer natur-, arten- und denk-
malschutzfachlicher Erhaltungs-, Pflege- und Schutzkonzeptionen tatsachlich mit erheblichen
Kosten verbunden sein dirfte. Wie bereits erwahnt, ist dem Entwurf des Haushaltsplanes
des Landkreises Anhalt-Bitterfeld flr das Haushaltsjahr 2017 zu entnehmen, dass dieser flr
die Erstellung eines eigenen Pflege- und Entwicklungsplanes in Entsprechung seiner Ver-
ordnung Uber die Festsetzung der ,Fasanerie Kéthen* als geschitzten Landschaftsbestand-
teil allein Kosten in Hohe von 50.000 Euro veranschlagt.

Bei der Beurteilung der Frage, ob die Erstellung davon losgeldster, ohnehin genehmigungs-
bedurftiger Konzepte folglich eine Malhahme wére, welche gegen den Grundsatz der Wirt-
schaftlichkeit und Sparsamkeit und damit gegen ein gesetzliches Gebot verstéfit, ist den Ini-
tiatoren eines Blrgerbegehrens jedoch der gleiche Spielraum zuzugestehen, wie der Kom-
mune selbst. Und hinsichtlich des Gebots, den Haushalt wirtschaftlich und sparsam zu fih-
ren, haben die Kommunen einen weitgehenden, der gerichtlichen Uberpri]fung nur ein-
schrankend zuganglichen Beurteilungsspielraum (vgl. Miller/Wiegand in: Kommunalverfas-
sungsgesetz des Landes Sachsen-Anhalt, Stand: 07/2016, § 98 S.5). Rechtswidrig ist eine
Mafinahme nur dann, wenn sie mit den Grundséatzen verninftigen Wirtschaftens schlechthin
unvereinbar ist oder wenn der Entscheidungsfreiraum in nicht mehr vertretbarer Weise tber-
schritten wurde (vgl. Miller/Wiegand in. Kommunalverfassungsgesetz des Landes Sachsen-
Anhalt, Stand: 07/2016, § 26 S.8). Davon kann vorliegend jedoch nicht ausgegangen wer-

den, denn die Tatsache, dass die Naturschutzbehdrde eine Planung vornehmen mdéchte,
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entbindet auch die Stadt nicht von der Moglichkeit eigene Planungen genehmigungsfahig zu

erstellen. Zumal dann nicht, wenn sie es sich wirtschaftlich leisten kann.

Auch der Umstand, dass die Stadt Kéthen (Anhalt) sich zu Zeitpunkt des Birgerbegehrens
noch in der vorlaufigen Haushaltsfiihrung befindet und somit den Beschrankungen des § 104
KVG LSA unterliegt, begriinden keinen Verstol gegen § 26 Abs. 2 Satz 2 Nr. 8 KVG LSA.
Denn zum einen ist fUr die Erstellung einer Konzeption durch das Begehren ein Zeithorizont
vorgegeben, innerhalb dessen von der Planwirksamkeit der hierfur bendétigten Mittel ausge-
gangen werden kann und zum anderen, besteht flir Malnahmen zur Verkehrssicherung oh-
nehin eine rechtliche Verpflichtung wie auch dafiir, diese auf Grundlage eines mit der Natur-
schutzbehdrde abgestimmten und genehmigten Pflege- und Entwicklungsplanes durchzufiih-
ren.

9. Das Blrgerbegehren muss gemaR § 26 Abs. 5 KVG LSA bis zu drei Personen be-
nennen, die berechtigt sind die Unterzeichner zu vertreten, eine mit Ja oder Nein zu beant-
wortende Fragestellung, eine Begriindung und einen durchfiihrbaren Vorschlag fir die De-
ckung der Kosten enthalten. Alle diese Angaben miissen sich auf jeder Unterschriftenliste
mit der Uberschrift .Blrgerbegehren* oder ,Antrag auf Burgerentscheid befinden (VG Mag-
deburg, LKV 2004 S. 526). Bei der Prifung des Quorums wird das Vorliegen dieser Voraus-
setzungen ebenfalls geprift. Die inhaltliche Prifung erfolgt hier.

Die Fragestellung

Stimmen Sie dafiir, dass sdmtliche. u. a. auch die nach dem Betriebswerk fiir den Forst-
betrieb fiir den Stadtwald Kéthen mit Gliltigkeit 01 .01 .201 2 bis 31 .12.2021 (Belriebs-
nummer 74) insbesondere und speziell fir die Fldchen und Baumbesténde des ,Ziethe-
Busches" und der ,Fasanerie" geplanten Abholzungs- , Durchforstungs- und Verjiin-
gungsmalnahmen bis ldngstens 31 . Dezember 2018 ausgesetzt werden, um danach
unter Berlicksichtigung natur-, arten- und denkmalschutzfachlicher Erhaltungs-, Pflege-
und Schutzkonzeptionen, die zwischenzeitlich unter Mitwirkung von Natur- und Denkmal-
schutzverwaltungen sowie Fachorganisationen des Naturschutzes zu erstellen sind, in
Verantwortung eines aus einem breiten Interessenkreis zu bildenden Lenkungs- und Ent-
scheidungsgremiums unter Berlicksichtigung der in den Konzeptionen festgelegten
Sachverhalte, Kriterien und Aspekte fortgefiihrt, gedndert und/oder neu aufgenommen zu
werden? (Ja / Nein)
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Ist schwer verstandlich und erschlieRt sich erst nach mehrmaligem Lesen. Dennoch kann sie
entsprechend den gesetzlichen Vorgaben mit Ja oder mit Nein beantwortet werden. Ferner
ist die Frage so formuliert, dass das mit dem Birgerbegehren verfolgte Ziel im Burgerent-

scheid mit der Antwort ,Ja“ unterstlitzt werden kann.

Schlielich wurden mit Herrn Scholz, Herrn Stahl und Herrn Dr. Gahler auch auf den Unter-
schriftenlisten selbst die Personen benannt, die berechtigt sind, die Unterzeichner des Biir-

gerbegehrens zu vertreten. Die Hochstgrenze von bis zu drei Personen wurde eingehalten.

10. Das Burgerbegehren ist auch nicht deshalb unzulassig, weil es keine (ausreichende)
Begrindung enthélt. Eine schriftliche Begriindung gehort gemal § 26 Abs. 3 Satz 1 KVG
LSA zum notwenigen Inhalt des Birgerbegehrens und muss sich deshalb auf jeder Liste der
Unterzeichnungen wiederfinden (vgl. VG Magdeburg, Urteil vom 12.05.2004 — 9 A 458/03
MD -). Deshalb missen auch die Griinde aus dem Schreiben der Herren Dr. Gahler und
Stahl vom 03.01.2017 nebst Anlagen aufier Betracht bleiben; mafigeblich ist allein der Inhalt
der Unterschriftenlisten, da nur diese von den Unterstlitzern des Burgerbegehrens unter-
zeichnet wurden. An die Begriindung werden keine besonderen gesetzlichen Anforderungen
gestellt. Die Begriindung kann kurz sein. Auch auf die Richtigkeit der Begrindung kommt es
nicht an, die in der Begrindung dargestellten Fakten missen jedoch nach herrschender
Meinung zutreffend sein (vgl. Miller/Wiegand in: Kommunalverfassungsgesetz des Landes
Sachsen-Anhalt, Stand: 07/2016, § 26 S.12). Eine gewisse Uberzeichnung kann hingenom-
men werden, weil sich die Gegenposition in der offenen Auseinandersetzung vor der Ab-
stimmung ebenfalls Gehdr verschaffen konnen muss. Die Begrindung dient dazu, die Unter-
zeichner Uber den Sachverhalt und die Argumente der Initiatoren aufzuklaren. Die Begrin-
dung muss auf die Fragestellung eingehen; aus ihr muss sich zumindest die Zielrichtung des
Burgerbegehrens ergeben (vgl. Miller/Wiegand in: Kommunalverfassungsgesetz des Landes
Sachsen-Anhalt, Stand: 07/2016, § 26 S.11). Die Begriindung ist damit in erster Linie als rein
formale Voraussetzung anzusehen. Diese liegt auch vor, denn die unter der Uberschrift

,Sachdarstellung® folgenden Ausfiihrungen,

Die ,Fasanerie” - denkmalgeschiitzter Landschaftspark im Herzen der Stadt Kéthen -
bewegt seit Jahren die Gemditer. Sei es durch umfallende Bdume, Verndssung. Kahl-
schlag- und AbholzungsmalBnahmen oder beabsichtigte Aufforstungen. Gegen die auf
Einzelflédchen von einem halben Hektar geplanten Kahlschldge wurde im Mé&rz 201 1 eine
Unterschriftensammlung gestartet. Der Stadltrat hat die damaligen Forderungen der Biir-
ger weitestgehend angenommen (Beschlussvorlage 2011109/1). jedoch mit der Be-
schlussvorlage 2012005/5 (1) das Betriebswerk fiir den Forstbetrieb ,Stadtwald Kéthen"
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zur Kenntnis genommen und in Bezug auf die Fasanerie u. a. beschlossen, dass deren
Betreuung in den nédchsten 10 Jahren ausschliel3lich unter forstwirtschaftlichen Gesichts-
punkten erfolgt. Natur- und denkmalfachliche sowie kulturelle Belange bleiben unbertick-
sichtigt. Es soll ein Waldumbau ausschliefllich unter ertragswirtschaftlichen Kriterien er-
folgen. Insgesamt so!l auf den Flédchen laut Betriebswerk innerhalb von 10 Jahren eine
Gesamtnutzung von 2.537

Erntefestmetern gezogen (eingeschlagen) werden. Erste MaBnahmen im Winterhalbjahr
2015/201 6 haben in der Fasanerie entgegen geltender Beschlusslage zu einem Kahl-
schlag auf einer Fldche von ca. 0.5 Hektar sowie in weiten Teilen (insges. ca. 25.000 qm)
zu Verwiistungen und Zerstérungen, u. o. durch Anlage von Riickegassen, gefiihrt. Fiir
den Herbst/Winter 2016/201 7 sind weitere MaRnahmen auf einer Fldche von 8,7 Hektar
(87-.000 qm) vorgesehen. Damit dlirften weitere unkontrollierte und groB3fléchige Zersté-
rungen von unwiederbringlichem Lebensraum und Habitaten diverser Vogel-, Insekten-
und Fledermausarten zur Tatsache werden. Diese Vorgehensweise wird zum einen der
6kologischen und kulturellen Bedeutung sowohl der Fasanerie als auch des Ziethebu-
sches nicht ansatzweise gerecht, zum anderen in weiten Teilen der Biirgerschaft - wenn
auch vielleicht forstwirtschaftlich noch fiir sinnvoll erachtet - in der ganzheitlichen Per-
spektive jedoch fiir falsch gehalten und mit Unversténdnis begegnet.

Deshalb soll mittels eines Blirgerentscheids liber folgende mit Ja oder Nein zu beantwor-

tende Frage (Sachentscheidung) abgestimmt werden.

erflllen diese Voraussetzungen.

11. Das Burgerbegehren ist jedenfalls deshalb unzuldssig, weil es an einem nach den
gesetzlichen Bestimmungen durchfiihrbaren Vorschlag flr die Deckung der Kosten der ver-
langten MafRnahme fehit (§ 26 Abs. 3 Satz 1 KVG LSA).

Der Vorschlag fir die Deckung der Kosten soll eine hinreichende Entscheidungsgrundlage
fir die Blrger bereitstellen, indem diese darliber informiert werden, welche Tragweite und
Konsequenzen die begehrte Entscheidung fir die finanzielle Lage der Gemeinde hat, gleich-
zeitig dient er dem Interesse an der Kostenneutralitdt des Blrgerbegehrens. Daher muss
der Kostendeckungsvorschlag grundséatzlich konkrete Feststellungen zu den voraussichtli-
chen Kosten (einschlieBlich von Einnameausfallen) enthalten sowie die Beschreibung der —
nicht gegen rechtliche Bestimmungen verstoenden — Mittel und Wege, auf denen die Kos-
ten aufgebracht bzw. die Einsparungen verwirklicht werden sollen (vgl. OVG Magdeburg,
LKV 2014, S. 424). Ein solcher Finanzierungsvorschlag wird vom Gesetz auch verlangt, da
andernfalls ein Beschluss der Blrgerschaft unter Umstédnden von der Kommunalaufsicht
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beanstandet werden misste, weil finanzielle Mittel zur Durchfuhrung des Vorschlages weder
im Haushaltsplan enthalten sind noch im Wege einer Nachtragssatzung zur Verfligung ge-
stellt werden kdnnen (vgl. Liibking/Beck, Gemeindeordnung fiir das Land Sachsen-Anhall,
Stand: 12/2010, § 25 Rdnr. 7). Dabei muss der Kostendeckungsvorschlag — zumindest (iber-
schlagig, ggf. geschatzt, aber schliissig — die Kosten angeben, um deren Deckung es geht,
inklusive der Folgekosten (vgl. Miller/lWiegand in: Kommunalverfassungsgeselz des Landes
Sachsen-Anhalt, Stand: 07/2016, § 26 S. 12 ; Franz, Kommunalrecht Sachsen-Anhalt, 1.
Aufl. 2004, S. 254.

Gleichzeitig dirfen an den Kostendeckungsvorschlag aber keine (iberzogenen Anforderun-
gen gestellt werden und muss dessen Uberpriifung zudem an dem mit dem Biirgerbegehren
bezweckten Vorhaben orientiert sein (vgl. OVG Magdeburg, LKV 2014, S. 425). Wenn es
sich um eine komplizierte Grundsatzentscheidung handelt, bei welcher die Entstehung von
Folgekosten noch von zahireichen, nicht vorhersehbaren, Faktoren abhangig ist, kann von
der sonst zumindest geforderten prognostischen Bezifferung der Hohe dieser Kosten abge-
sehen werden, weil eine derartige Prognose nicht leistbar erscheint. Ist also erkennbar, dass
mit dem Kostendeckungsvorschlag im Stadium eines Blrgerbegehrens etwas Unmégliches
abverlangt wird, darf ein fehlender Kostendeckungsvorschlag nicht zur Unzulassigkeit des
Begehrens fuhren (OVG Frankfurt (Oder), LKV 2003, S.87). Es reicht dann zumindest aus,
wenn die Initiatoren von einer Kostenneutralitdt ausgehen und eine solche Prognose in der

Begrindung angeben.

Von vornherein keines Deckungsvorschlages bedarf es nur dann, wenn die beantragte MaR-
nahme gar keine Kosten oder Einnahmeausfalle verursacht oder offensichtlich die glinstigere
zu einem von der Kommune beschlossenen Vorhaben darstellt (vgl. Miller/Wiegand in:
Kommunalverfassungsgesetz des Landes Sachsen-Anhalt, Stand: 07/2016, § 26 S. 12).

Unter der Uberschrift ,Kostendeckung* machen die Initiatoren zundchst folgende Ausfiihrun-

gen:
LFur die Einstellung der im Betriebswerk fiir den Forstbetrieb Stadtwald Kéthen mit Giil-
tigkeit 01.01.2012 bis 31.12.2021 (Betriebsnummer 74) fir die genannten Fldchen und
Besténde vorgesehenen MalRnahmen des Betreuungsforstamtes Dessau entstehen der
Kommune keine Kosten. Im Gegenteil: Die im Winterhalbjahr 2015/2016 durchgefiihrten
und in der breiten Bevblkerung zu Empérung und Missmut gefiihrten Aktivitdten waren
defizitér (Informationsvorlage 2016081 /). Auch die geplanten Malinahmen fiir den
Herbst/Winter 2016/2017 weisen ein Defizit (Minusbetrag) von 2.742,80 EUR aus.

Seite 12 von 15





Weitere Einsparungen entstehen der Stadt durch die Ersparnis indirekter Kosten (Perso-
nal- und Sachaufwand).”

Sie machen also zunachst geltend, dass die Einstellung der im Betriebswerk flr den Forstbe-
trieb Stadtwald Kéthen mit Glltigkeit 01.01.2012 bis 31.12.2021 (Betriebsnummer 74) flr die
genannten Flachen und Bestande vorgesehenen Malnahmen des Betreuungsforstamtes
Dessau bis langstens 31.12.2018 keine Kosten verursachen wirde. Hinsichtlich des damit
einhergehenden Ausfalls von Einnahmen durch den Verzicht des Verkaufs des Holzes ma-
chen sie geltend, dass dieser Einnahmeausfall mit Blick auf die Kosten des Holzeinschlags
defizitdr gewesen sei, so dass zumindest Kostenneutralitat bzw. sogar damit verbundene
Einsparungen prognostiziert werden. Das konnte fir diese begehrte Malinahme, fur sich
genommen, noch als ausreichender Kostendeckungsvorschlag angesehen werden.

Soweit jedoch unterstellt wird, dass indirekte Kosten erspart wiirden, handelt es sich um ei-
nen nicht durchfiihrbaren Deckungsvorschlag, weil zumindest die Personalkosten auch dann

anfallen, wenn die MaRlnahmen aus dem Betriebswerk unterbleiben.

Weiter fiihren die Initiatoren aus:

~Soweit der Stadtrat das Erfordernis der zu erstellenden Erhaltungs-, Pflege- und Schutz-
konzeptionen nicht erkennt und somit die notwendigen Mittel nicht oder nicht vollumféng-
lich bereitstellen will oder kann, erfolgt auf Initiative der Blirgerbewegung die Gegenfi-
nanzierung durch Einwerbung freiwilliger Leistungen der Biirger sowie von regionalen
und lberregionalen Organisationen und Korperschaften (Spenden und Sponsoring).
Dariiber hinaus haben sich Vertreter von Fachorganisationen des Naturschutzes bereit-
erklért, an den Konzeptionen ehrenamtlich bzw. gegen Auslagenersatz mitzuwirken. Die
Thematik hat mittlerweile Uber Stadt- und Landkreisgrenzen hinausgehende Aufmerk-

samkeit gefunden.”

Fraglich ist allerdings, ob diese Feststellungen ausreichen, damit ein gesetzméniger Kosten-
deckungsvorschlag vorliegt, denn es fehlt bereits an einer, wenn auch nur Gberschlagigen
Angabe der voraussichtlich durch die geforderte MalRnahme (Erstellung einer Erhaltungs-,
Pflege- und Schutzkonzeption) entstehenden Kosten. Die Unterzeichner des Begehrens
werden hierliber vollkommen im Unklaren gelassen.

Ein Kostendeckungsvorschlag war vorliegend auch nicht entbehrlich. Denn es steht aulRer
Frage, dass die beantragte MaRnahme objektiv geeignet sein kann, Kosten zu verursachen.
Davon gehen die Initiatoren auch selbst aus, da sie insoweit in ihren Ausflhrungen auf die

Bereitstellung hierfir notwendiger Mittel durch den Stadtrat abstellen und folglich auch nicht
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davon ausgehen, dass die von ihnen prognostizierten Einsparungen durch Einstellung der

MaRnahmen aus dem Betriebswerk ausreichen, um diese Kosten zu decken.

Die begehrte MalRnahme stellt auch nicht offensichtlich die billigere Alternative zu einem von
der Kommune bereits beschlossenen Vorhaben, hier das von den Initiatoren in diesem Zu-
sammenhang genannte Betriebswerk fiir den Forstbetrieb Stadtwald Kéthen mit Giltigkeit
01.01.2012 bis 31.12.2021 (Betriebsnummer 74) dar.

Schon die Erstellung neuer Konzeptionen und erst recht die daraus resultierenden Malnah-
men sind jedoch objektiv mit Kosten verbunden. Wenn aber nicht ohne Weiteres erkennbar
ist, dass die beantragten Manahmen die billigere Alternative darstellen, so sind im Antrag
zumindest Darlegungen dazu nétig, aufgrund welcher Faktoren die vorgeschlagene Alterna-
tive fir kostenglinstiger gehalten wird (vgl. VG Magdeburg, Urteil vom 12.05.2004 — 9 A
458/03 MD -). Aber auch daran fehlt es vorliegend.

Fraglich ist, ob es zumindest ausreicht, darauf zu verweisen, dass der Stadtrat, mithin die
Kommune selbst, die fiir die Erstellung der Konzeptionen notwendigen Mittel bereit stellen
soll und alternativ die Initiatoren des Blrgerbegehrens die Gegenfinanzierung durch Ein-
werbung freiwilliger Leistungen der Burger sowie von regionalen und Uberregionalen Orga-

nisationen und Kérperschaften (Spenden und Sponsoring) sicherstellen wollen.

Eine Sammlung von Geldern in der Bevdlkerung ist jedenfalls kein durchfihrbarer Finanzie-
rungsvorschlag. Es ist nicht gewahrleistet, ob die Sammlung erfolgreich sein wird (vgl. Mil-
ler/Wiegand in: Kommunalverfassungsgesetz des Landes Sachsen-Anhalt, Stand: 07/2016,
§268S. 12).

Der Hinweis darauf, dass der Stadtrat die notwendigen Mittel bereitstellen solle, kann aber
nur dann als (noch) ausreichend angesehen werden, wenn - wie gesehen — selbst die einfa-
che und uberschlagige Prognose etwaiger Kosten als schlichtweg nicht leistbar anzusehen
ware. Dies ist vorliegend jedoch nicht der Fall. Sofern die Initiatoren eines Blrgerbegehrens
nicht die dafur erforderlichen Kenntnisse haben, um die Kosten eine Mallnahme zu ermittelin,
haben sie zunachst zuvor bei der Kommune entsprechende Informationen darliber einzuho-
len (vgl. Miller/Wiegand in. Kommunalverfassungsgesetz des Landes Sachsen-Anhall,
Stand: 07/2016, § 26 S. 12). Diese ist geméanR § 26 Abs. 3 Satz 2 KVG LSA auch verpflichtet,
im Rahmen ihrer Verwaltungskraft ihren Blrgern bei der Einleitung des Begehrens behilflich
zu sein. Eine entsprechende Anfrage an die Kommune hat es jedoch nicht gegeben. Zudem
ist die Kostenermittlung fir die begehrte MalRnahme vorliegend auch - zumindest Giberschla-

gig — durch Anfragen bei entsprechenden Fachleuten ohne grof3en Aufwand mdglich. Hinzu
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kommt, dass die Initiatoren selbst darauf verweisen, dass sich in lhren Reihen entsprechen-
de Fachleute befinden bzw. dass sich bereits Fachorganisationen des Naturschutzes bereit-
erklart haben mit ihnen zusammenzuarbeiten. Dies legt die Vermutung nahe, dass die Initia-
toren sehr wohl tber die Mittel und Fahigkeiten verfugen, die es ihnen ermdglich hatten, den
Unterzeichner auch (ber die voraussichtlichen Kosten der MaRnahmen aufzuklaren. An die-
sem Malistab gemessen sind die vorliegenden Ausfiihrungen nicht als ausreichend anzuse-

hen.

12. Uber die Zuldssigkeit des Biirgerbegehrens entscheidet der Stadtrat. Hierbei ist er
ausschliefllich an Recht und Gesetz gebunden, d. h. bei der Entscheidung lber die Zulds-
sigkeit des Blrgerbegehrens steht ihm kein Beurteilungs- oder Ermessensspielraum zu. (vgl.
Libking/Beck, a. a. O., § 25 Rdnr. 11; Miller/Wiegand in: Kommunalverfassungsgesetz des
Landes Sachsen-Anhalt, Stand: 07/2016, § 26 S. 16) Sind die Voraussetzungen erflillt und
liegt kein Ausschlussgrund vor, muss der Stadtrat das Begehren fir zuldssig andernfalls fir

unzulassig erklaren.
13. Zusammenfassend ist festzustellen, dass es dem Biirgerbegehren jedenfalls an ei-
nem hinreichenden Kostendeckungsvorschlag mangelt, da es keinerlei Angaben zu den vo-

raussichtlichen Kosten beinhaltet. Das Birgerbegehren ist deshalb unzulassig.

14. Die getroffene Entscheidung des Stadtrates wird ortsiiblich éffentlich im Amtsblatt der
Stadt Kéthen (Anhalt) bekannt gemacht (§ 26 Abs. 6 Satz 2 KVG LSA).
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Anlage zur Sitzungsvorlage
Anlage 1 - Prüfergebnis zur Zulässigkeit des Bürgerbegehrens.pdf


Burgerbumlms flir “éthen (Anhalt) e.v.

~ BUrger Hand in Hand fir Stadt & Land  ~

BOrgerbondnls fiar K8then {Anh.) e.v., Neust&dter Plaiz 14, 06366 K8then

Vorsitzenden des Stadtrates der Neustddter Platz 14
Stadt Kéthen (Anhalt) - Schwarzes Ross -
Herrn Dr. Werner Sobeizko 06366 Kéthen [Anhalt)

MarktstraBe 1 -3 )
E-Mail:

06366 Kéthen (Anhalt) buergerbuendnis-fuer-koethen@web.de

Kdthen, 03, Januar 2017

Ubergabe der Unterlagen zum Birgerbegehren ,Fasanerie / Ziethebusch*

Sehr geehrter Hemr Dr. Sobetzko,

bereits zum dritten Mal haben einzelne Burger der Stadt Kéthen (Anhalt) viel Engagement auf-
gebracht, um Unterschriften fUr einen Einwohnerantrag und mittlerweile zwei Birgerbegehren in
Sachen ,Fasanerie" zu sammeln, und dabei jedes Mal viel UnterstUtzung in der breiten Birger-
schaft erfahren.

Dies zeugt davon, dass das verwaltungsseitige Handeln in der Offentlichkeit umfassend wahrge-
nommen wird, jedoch weitgehend keine Akzeptanz findet. In der Tat hat das Ergebnis der insbe-
sondere im vergangenen Jahr in der Fasanerie durchgefUhrien Arbeiten, die sich Uberwiegend
auf Baumféllungen, groBfiachige zerstdrerische Eingriffe sowie eine flichenmdiBig kieinere An-
pflanzung konzentiierten, viele erschrocken. Es mangelt der Verwaltung an der erforderichen
Sensibilitét im Umgang mit diesem fir K&then, fir seine Burger, fur den Arten-, Naturschutz und
Denkmalschuiz so bedeutsamen natlrichen Juwel.

Unbestritten muss diese Raritgt auch einmal geschliffen und poliert werden, um auch weiterhin
bzw. emeut als Glanzstick zu wirken - jedoch behutsam und umsichtig, mit Sinn und Verstand.
Dem soll das BUrgerbegehren nicht unbedingt entgegenstehen.

Jedoch bedarf es dazu ganzheitiicher, mit fachmd&nnischer Begleitung erstellter Entwickiungs-
und Schutzkonzeptionen, die alle Belange und Interessen berUcksichtigen und die nicht nur
forstwirtschaftiiche Betrachtungen beinhalten. Dazu bedarf es aber auch einer kooperativen
Verwdltung, die dem Birger auf Augenhdhe entgegentritt, dessen Anliegen Gehér schenkt und
nicht mit einem Hauch der Unfehlbarkeit inre Vorstellungen, AktivitGten und Ldsungen fir alter-
nativios darstellt. Mit einer solchen Uberheblichkeit wird Burgerengagement im Keim erstickt, in
einer solchen Atmosphdre werden Andersdenkende, Aufrichtige, Kitiklbende gern mit dem
Schwingen der Populismuskeule bek&mpft.

Vielleicht ist dies auch dem Umstand geschuldet, dass die Verwaltung in der Vergangenheit
weitgehend ohne Mandat des Stadtrates in Sachen Fasanerie, Baum- und Heckenschutz agiert
hat, dadurch eine gewisse Verselbststandigung eingetreten ist und sich spezielle Umgangsfor-
men herauskristallisiert haben.

BOrgerbUndnis fUr K8then (Anhalt) e.V. - AG Stendal: VR 4673
1. Yorsitzender: Hartmut Stahl
2. Vorsitzender; Steffen Reisbach





Seite 2 zum Schreiben v. 03.01.2017 an den Vorsitzenden des Stadtrates, Herm Dr. Sobetzko - Ubergabe Birgerbegehren

Letztendlich fUhrt dies nur zur Spaltung der Gesellschaft, zu Verzégerungen und zu schiechteren
Ergebnissen. — Lassen Sie dies, sehr geehrter Herr Dr. Sobetzko, als Blirger und als oberster Vertre-
ter der BUrgerschaft, in der Stadt Kéthen nicht zu, und fihren Sie die mit dem Birgerbegehren
verfolgten Anliegen und Akfivitaten mit zum Erfolg.

Ein BUrgerbegehren ist ein demokratisches Instrument. Wir als BUrger sind dankbar dafur, dass es
ihn gibt, dass er uns gewdhrt wird. Keiner in der Verwaltung oder anderswo sollte sich verérgert,
nachtragend oder verletzt darUber zeigen, wenn das eingerdumte Recht auch in Anspruch ge-
nommen wird. Es ist vielmehr Ausdruck der gewUnschten politischen Beteiligung des BUrgers.

Im konkreten Fall soll ein deutliches Signal dahingehend gesetzt werden, dass es mit neuen
Denkans&tzen anders, ziel- und zukunfisorientierter fUr unsere Fasanerie und den Ziethebusch
geht, damit am Ende ein Ergebnis steht, das fir alle ein Gewinn ist und das weiterhin ein
SchmuckstUck fUr die Stadt Kdthen bildet.

Wir danken fUr die uns gewdahrte Aufmerksamkeit.

Mit freundlichen GriBen

el 2 /zaavm@,e_

Hartmut Stahl Dr. Wolfgang

Anlagen

Borgerbegehren
Unterschriftenlisten

Ubersicht zu den Listen
Begehungsprotokoll v. 24.08.2016

BUrgerbOndnis f0r Kéthen (Anhalty eV, - AG Stendal: VR 4673
1. Vorsitzender: Hartmut Stahi
2 Vorsitzender: Steffen Reisbach





Besuch des Stadtwaldes Kothen, Forstort Fasanerie, am 24.8.2016
Empfehlungen nach einem Begang der Fasanerie.

A. Laut Beschlussvorlage 2016094/1 zum Bau-, Sanierungs- und
Umweltausschuss der Stadt Kéthen sollen im Winter 2016/2017 in der
Fasanerie folgende Forstarbeiten durchgefiihrt werden:

1. Die Durchforstung und Entnahme von kranken, abgangigen Baumen aber
insbesondere Spitzahorn im Unter- und Zwischenstand bis zu einem
Stammdurchmesser von 30 cm auf einer Flache von insgesamt 8,7 ha.

2.Die Anlage eines Eichenkerns mit einer Groe von 0,2 ha in der Abteilung a 6
auf einer bereits freien Fliche, die Entnahme von Einzelbdumen in geringem
Umfang kann notwendig sein.

3. Die Freistellung der eichenaufforstung in der Abteilung a 7 durch die
Entnahme von GroBbaumen am Rande der Fléche.

In der Sachverhaltsbegriindung wird dargelegt, dass eine Durchforstung im
unterstindigen Holz auf einer gréReren Flache durchgefiihrt werden soll.

B. Die Begehung der Fasanerie solite einen ersten Eindruck der Lage des
Waldes im Stadtgebiet sowie dessen strukturellen Zustandes und seiner optisch
wahrnehmbaren Vitalitit dienen. Eine detailliertere Betrachtung auf
Teilflichen fand nicht statt. Deshalb sind die nachstehenden Feststellungen
keine abschlieBende Bewertung.

Vor der Begehung wurde Einsicht in das Betriebswerk fiir den Stadtwald Kéthen
mit Stichtag 01.01.2012 durch das Betreuungsforstamt Dessau genommen.

C. Die Fasanerie Kéthen ist mit Verordnung vom 17.11.2009 als geschiitzter
Landschaftsbestandteil gem. der §§ 29, 35 und 39 NatSchG LSA festgesetazt
worden. Der Schutzzweck gem. §2 der VO ist u.a. die Erhaltung und Pflege der
naturnahen Bestinde des Stieleichen-Ulmen-Auenwaldes in der Fasanerie
Kéthen zur Erhaltung und Entwicklung der Funktionsféhigkeit des
Naturhaushaltes im Stadtgebiet K6then und zur Pflege des Landschaftsbildes.





Die Definition fiir die Naturndhe von Waldlebensgemeinschaften nach (REIF
2000) lautet:

“Eine Lebensgemeinschaft kann dann als naturnah gelten, wenn sie sowohl!
typisch als auch méglichst volistdndig ausgeprdgt ist, d.h., wenn sie diejenigen
Arten und Strukturen aufweist, die fiir das Naturraumpotenzial unter
Berriicksischtigung von natlirlichen Stérungen charakteristisch sind."

Diese Definition entspricht dem qualitativen Ansatz des Ubereikommens tiber
die biologische Vielfalt und setzt sich von dem Ziel einer bloBen Maximierung
der Artenzahl deutlich ab. (P. MEYER, M. SCHMIDT - Beitrage aus der NW-FVA,
Band 3, 2008)

Der forstbetriebswirtschaftlich definierte Dauerwald (H. REININGER,
2000)ni3hert sich in seinen Strukturen von allen Waldbauformen weitgehend
dem Naturwald und kann bei entsprechendem standortheimischen
Baumarteninventar und Einbeziehung der 6kologischen Schutzaspekte als
naturnah gelten.

Teile der forstbetrieblichen Nutzungs- und Pflegevorschidge sowie der
vorgeschlagenen Planungen in der o0.a. Beschlussvorlage fiihren zu einer
Hinfiihrung zu gleichaltrigen Bestidnden und terminalem Dichtstand als Folge
der kiinstlichen Auflichtung im Wege einer Durchforstung. Sie filhren weg von
dem Ziel vielschichtiger naturnaher Bestandesstrukturen und geraten in
Widerspruch zum Schutzzweck. Das gilt grundsétzlich auch fiir die Form der
flichenhaften (wenn auch relativ kleinflachige) Eichenneubegriindung, fur
deren Ziel des langfristigen Erhaltes des Eicheanteils es mogliche Alternativen
gibt.

Insbesondere der Abschnitt 4.2. des Betriebswerks enthalt mehrere Aussagen,
die in gravierender Weise im Widerspruch nicht nur zur Schutz-VO stehen,
sondern auch zu grundlegenden Vorstellungen multifunktioneller moderner
Formen guter forstlicher Praxis. Die Vorschlage des Betriebswerks haben
offenbar auch Eingang in die Beschlussvorlage 2016081/1 gefunden. lhre
Umsetzung wiirde der Fasanerie nachhaltigen 6kologischen, ideellen und der
Stadt Kothen finanziellen Schaden zufiigen.





Diese Feststellung kann in einem weiteren Diskurs lber die Entwicklungsziele
der Fasanerie hergeleitet und vertieft werden. Die seit 2009 erfolgten Eingriffe
zeigen, dass es offenbar nicht nur bei skriptiven Vorschldgen blieb. Das
Betriebswerk erweist sich in seinen Empfehlungen in Bezug auf die
Waldentwicklungsziele der Fasanerie im Kern als ungeeignet.

Eindruck aus der Begehung in thesenartiger Kurzform:

1. Soweit in den Altbestidnden lange keine sog. Pflegeeingriffe vorgenommen
wurden, befinden sie sich in einem positiven fortgeschrittenen Stadium zu
einem vielschichtigen Bestandesaufbau.

2. Der Oberbestand, aus standortheimischen Laubbdumen (u.a. Stieleiche,
Esche, Berg/Spitzahorn, Winter/Sommerlinde, Hainbuche) bestehend, steht
tiberwiegend locker und bedarf fiir die ndchsten zwei Einrichtungszeitraume
voraussichtlich keiner Kronenraumregulierung. Natiirliche Abgange durch
Absterben einzelner Individuen oder Einzelwurf sorgen fiir ein Fortbestehen
dieses Zustandes, der einen gut ausgepragten Zwischenstand von potenziellen
Nachrickern Raum gibt.

3. Die Kronen des Oberbestandes befinden sich in einem weit (iberwiegend
vitalen Zustand. Das gilt auch fiir die Esche. Die Altersspanne des
Oberbestandes geméiR Betriebsdaten ldsst eine Lebensperspektive fiir Eiche,
Esche und Linde fiir mindestens weitere einhundert Jahre erwarten.

4. Eine hohe Baumartenvielfalt zeigt die flachig vorhandene Naturverjiingung
auf, die das langfristig nachschaffende Potenzial darstellt und in keiner Weise
begiinstigt zu werden braucht. Jede Durchforstung fiihrt mehr Licht in die
tieferen Stockwerke der Bestandesschichten und stdrt die natiirliche
Strukturbildung, forstfachlich auch als biologische Automatisation bezeichnet.
Terminaltriebphasen und Gleichaltrigkeit lichtbegtlinstigter Baumarten wie z.B.
Bergahorn sind die Folge, die dann dem Vernehmen nach wieder kiinstlich
reguliert werden sollen.





5. Die bisher erfolgten Durchforstungen sollten keinesfalls fortgefiihrt werden,
ohne dass vorher ein tragfahiges Gesamtkonzept entwickelt wurde, das ggf.
seine partielle Notwendigkeit begriindet.

6. Auffallig ist ein geringer Starktotholzanteil, der insbesondere fiir
holzbewohnende Insekten und Pilze elementare Voraussetzung eines intakten
naturnahen Waldokosystems ist. Entweder wurden anfallendes Starktotholz
genutzt oder die Nachschaffung aus dem Oberbestand ist auf Grund dessen
Vitalitat oder forstlicher Entnahme (Betriebswerk S. 17, 2. : "Baume mit
auRerlich sichtbaren Schadbildern sind zu entnehmen, ansonsten gilt das
Prinzip "Altes und Schlechtes fallt zuerst". Hier ist ofenbar nicht verstanden,
worum es geht. Der Starktotholzanteil ist dringend deutlich zu erhdhen, in dem
Einzelwlirfe oder abgestorbene Baume im Bestand belassen werden, sofern sie
nicht eine auRergewdéhnliche Vermarktungsqualitdt aufweisen. Eine
Energieholznutzung lauft dem Schutzziel grundsatzlich entgegen und sollte nur
dort stattfinden, wo ein Belassen von Kronenholz unzweckmaRig ist (AuRen-
und Innenrandpflege, MaRnahmen der Verkehrssicherung etc.).

7. Die bisherigen Lochhiebe zur Begriindung von Stieleiche sind gravierende
Eingriffe in die Bestandesstruktur und sollten ebenfalls zunachst nicht
fortgefiihrt werden. Im Zuge der Fortschreibung des Betriebswerks sollten
weitere Uberlegungen auch unter Hinzuziehung der bisher gemachten
Erfahrungen mit den bereits vorhandenen Flachen sowie unter
Kostengesichtspunkten getroffen werden.

8. Die kulturgeschichtliche Seite der Fasanerie steht nicht im grundsatzlichen
Widerspruch zum waldbaulichen Ziel der Naturndhe der Bestdnde. Sie ist ein
gefordertes Element des Landschaftsbildes der Schutz-VO, das gut integrierbar
bleibt.

9. Die urspriinglich durch nordische Geschiebe gestalteten Denkmale an
einigen Wegemarken sollten wieder erstellt werden. Die Geschiebe (Granite,
Gneise, Migmatite, Granodiorite etc.) stellen nach Augenschein eine
Maoglichkeit dar, im Rahmen eines zu entwickelnden Naturbildungskonzeptes in
der Fasanerie fiir 6rtliche Schulen oder die heimatlich interessierte





Offentlichkeit, die Geschichte der Kaltzeiten und der bis 1,7 mrd. Jahre alten
Gesteine darzustellen.

10. Die Fasanerie ist als Klimaregulator ein Glicksfall fir die Kernstadt Kéthen.
Die Umsetzung von Strahlungsenergie der Sonne in latente Energie als Folge
des Phasenwechsels von Wasser, die zu einem Kiihleffekt fiihrt, ist in
geschlossenen Bestandesstrukturen am wirkungsvolisten. Jede Freiflache in
Wailder wirkt diesem Klimaeffekt entgegen und fithrt zu negativen
Temperaturerhéhungen.

Schlusshemerkung:

Eine tragfdhige Entwicklungsplanung fiir die Fasanerie erfordert einen
sorgfiltigen Abwédgungsprozess. Er ist nur moglich, wenn die der Abwagung
zu Grunde 2u legenden Belange und ihre vielschichtigen fachlichen
Grundlagen zusammengestellt sind. Das erfordert einen Diskurs, der seine
Zeit braucht. Diese Zeit ist vorhanden. Im Wald der Fasanerie lauft die Zeit
nicht davon. Am Ende des Prozesses sollte eine fiir alle Interessen tragfihige
und akzeptierte Losung stehen.

Karl-Friedrich Weber

Forstamtmann i.R.

Mitglied des Bundes-AK Wald des BUND
Waldpoliticher Sprecher des BUND Niedersachsen





BURGERBEGEHREN NACH § 26 KVG LSA

Birgerbegehren

an den

Stadirat der Stadt Kéthen (Anhalt)

nach § 26 KVG LSA

zur HerbeifGhrung eines Burgerentscheids nach § 27 KVG LSA

Angelegenheit:

Fasanerie und Ziethe-Busch in K6then - vollumiéingliche Aussetzung der Abholzungs-, Durch-
forstungs- u. VerjlingungsmaBnahmen

Sachdarstellung;

Die ,Fasanerie" - denkmalgeschUtzter Landschaftspark im Herzen der Stadt Kéthen - bewegt
seit Jahren die Gemiter. Sei es durch umfallende Bdume, Vemdssung, Kahlschlag- und Ab-
holzungsmaBnahmen oder beabsichtigte Aufforstungen. Gegen die auf Einzelfidchen von ei-
nem halben Hektar geplanten Kahlschitige wurde im Marz 2011 eine Unterschriftensammiung
gestartet. Der Stadtrat hat die damaligen Forderungen der Birger weitestgehend ange-
nommen (Beschlussvoriage 2011109/1), jedoch mit der Beschlussvoriage 2012005/5 (i) das Be-
triebswerk fUr den Forstbetrieb ,Stadtwald Kéthen" zur Kenntnis genommen und in Bezug auf
die Fasanerie u. a. beschlossen, dass deren Betreuung in den ndchsten 10 Jahren ausschlieB-
lich unter forstwirtschaftlichen Gesichtspunkten erfolgt. Natur- und denkmalfachliche sowie
kulturelle Belange bleiben unberUcksichtigt. Es soll ein Waldumbau ausschlieBlich unter er-
tragswirtschaftlichen Kriterien erfolgen. Insgesamt soll auf den Aéchen laut Betriebswerk in-
nerhalb von 10 Jahren eine Gesamtinutzung von 2.537 Emtefestmetern gezogen (eingeschia-
gen) werden. Erste MaBnahmen im Winterhalbjahr 2015/2016 haben in der Fasanerie entge-
gen geltender Beschlusslage zu einem Kahlschlag auf einer Fidiche von ca. 0,5 Hekiar sowie
in weiten Tellen (insges. ca. 25.000 gm) zu VerwUstungen und Zerstérungen, u. a. durch Anla-
ge von RUckegassen, gefUhrt, FUr den Herbst/ Winter 2016/2017 sind weitere MaBnahmen auf
einer Fiiche von 8,7 Hektar (87.000 gm) vorgesehen. Damit dirften weitere unkontrollierte
und groBflachige Zerstérungen von unwiederbringlichem Lebensraum und Habitaten diverser
Vogel-, insekten- und Fledermausarten zur Tatsache werden. Diese Vorgehensweise wird zum
einen der &kologischen und kulturellen Bedeutung sowohl der Fasanerie als auch des Ziethe-
busches nicht ansatzweise gerecht, zum anderen in weiten Teilen der Burgerschaft — wenn
auch vielleicht forstwirtschaftlich noch fUr sinnvoll erachtet — in der ganzheitlichen Perspektive
jedoch fir falsch gehalten und mit Unverstndnis begegnet.

Deshalb soll mittels eines BUrgerentscheids Uber folgende mit Ja oder Nein zu beantwortende
Frage (Sachentscheidung] abgestimmt werden.
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BURGERBEGEHREN NACH § 26 KVG LSA

Sachentscheiduna;

Stimmen Sie dafur, dass samtliche, u. a. auch die nach dem Betriebswerk fir den Forstbetrieb
fUr den Stadtwald Kéthen mit Goltigkeit 01.01.2012 bis 31.12.2021 (Betriebsnummer 74) insbe-
sondere und spezell fir die Aiichen und Baumbestdnde des , Ziethe-Busches" und der ,Fa-
sanerie" geplanten Abholzungs-, Durchforstungs- und VerjingungsmaBnahmen bis I&dngstens
31. Dezember 2018 ausgesetzt werden, um danach unter BerUcksichtigung natur-, arten- und
denkmalschutziachlicher Erhaltungs-, Pflege- und Schutzkonzeptionen, die zwischenzeitlich
unter Mitwirkung von Natur- und Denkmaischutzverwaltungen sowie Fachorganisationen des
Naturschutzes zu erstellen sind, in Verantwortung eines aus einem brei-ten Interessenkreis zu
bildenden Lenkungs- und Entscheidungsgremiums unter Berlcksichtigung der in den Konzep-
tionen festgelegten Sachverhalte, Kriterien und Aspekte fortgefUhrt, geéindert und/oder neu
aufgenommen zu werden? (Ja / Nein)

Kostendeckuna:

FOr die Hnstellung der im Betriebswerk fir den Forstbetrieb Stadtwald Kéthen mit Goltigkeit
01.01.2012 bis 31.12,2021 (Betriebsnummer 74) fUr die genannten Fidchen und Besiénde vor-
gesehenen MaBnahmen des Betreuungsforstamtes Dessau entstehen der Kommune keine
Kosten. Im Gegenteil: Die im Winterhalbjahr 2015/2016 durchgefOhrten und in der breiten Be-
volkerung zu Empdrung und Missmut gefUhrten Aktivitaten waren defizitér (Informationsvoria-
ge 2016081/1). Auch die geplanten MaBnahmen fUr den Herbst/Winter 2016/2017 weisen ein
Defizit (Minusbetrag) von 2.742,80 EUR aus. Weitere Einsparungen entstehen der Stadt durch
die Ersparnis indirekter Kosten (Personal- und Sachaufwand).

Soweit der Stadtrat das Erfordernis der zu erstellenden Erhaltungs-, Pflege- und Schutzkonzep-
tionen nicht erkennt und somit die notwendigen Mittel nicht oder nicht vollumfénglich bereit-
stellen will oder kann, erfolgt auf Initiative der Birgerbewegung die Gegenfinanzierung durch
Einwerbung freiwilliger Leistungen der BUrger sowie von regionalen und Ubemegionalen Or-
ganisationen und Kérperschaften (Spenden und Sponsoring). DarOber hinaus haben sich Ver-
treter von Fachorganisationen des Naturschuizes bereiterklart, an den Konzeptionen ehren-
amtlich bzw. gegen Auslagenersatz mitzuwirken. Die Thematik hat mittlerweile Ober Stadt-
und Landkreisgrenzen hinausgehende Aufmerksamkeit gefunden.

Interassenverirelung:

Hem Hans-Joachim Scholz, Herr Dr. Wolfgang Gahler und Herr Hartmut Stahl - alle wohnhaft in
Kbthen (Anhalt}) und den Beteiligten persénlich bekannt — solien das Anliegen einzeln gegen-
Uber dem Stadtrat und der Verwaltung auch im Namen der Unterzeichner verireten (§ 24
Abs. 3 S. 3KVG LSA).

K&then (Anhalt), 03. Januar 2017

‘\/“
{Harimul Stahi) [Dr. Woltgang Gahle) |\ )
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BURGERBEGEHREN NACH § 26 KVG LSA

Ergdnzungen:

Interessenverlietuna;

Die Rangfolge der Interessenvertretung ist wie folgt festgelegt:

1. Interessenvertreter: Herr Hartmut Stahl
2. Interessenvertreter: Herr Dr. Wolfgang Gahler
3. Interessenvertreter: Herr Hans-Joachim Scholz

Die Wahrnehmung der Interessen zum BUrgerbegehren erfolgt souveréin und uneingeschréinkt
durch Herrn Hartmut Stahl (1. Interessenverireter). Nur im absoluten und fortwdhrenden Ver-
hinderungsfall, also einer daverhaften und nicht nur voribergehenden Abwesenheit, geht
die Funktion fir diesen Zeitraum auf den 2. Interessenvertreter (Herr Dr. Wolfgang Gahler)
Uber. Ist auch dieser nicht nur voribergehend verhindert, so nimmt der 3. Interessenvertreter
{Hem Hans-Joachim Schoilz) die Aufgabe zeitweilig wahr.

Die Vollmacht fir den Einzelfall bleibt von dieser Regelung unberihrt.

Nachweis nach § 26 Abs, 4 KVG LSA:

Nach der gesefzlichen und fur die Stadt Kéthen {Anhalt) zutreffenden Bestimmung muss das
BUrgerbegehren von mindestens 10 v. H. der stimmberechtigten BUrger unterzeichnet sein,
héchstens jedoch in Kommunen mit mehr als 20.000 und bis zu 40.000 Einwohnern von 2.000
stimmberechtigten Burgern,

Zur FUhrung des Nachweises wurden 335 autorisierte und mit einer fortlaufenden Nummer ge-
kennzeichnete Listen mit einer vorgesehenen Kapazitat von jeweils 16 Unterschriften in Umlauf
gebracht. Zudem sind zuvor dlle Listen mit den notwendigen Angaben zum BUrgerbegehren,
wie sie sich auf den Seiten 1 und 2 dieser AusfUhrung im genauen Wortlaut widersplegeln, ver-
sehen worden.

Auf der beiliegenden Ubersicht sind ausschlieBlich die zurUckerhaltenen Listen mit der Anzahl
der jeweils darauf befindlichen Unterschriften verzeichnet. Bei Uber 3.300 Eintragungen wird
davon ausgegangen, dass das geforderte Quorum emeicht wurde.

Zum Abgleich der anerkannien, also belastbaren Unterschriften auf den einzelnen Listen wird
um zahlenmd&Bige Ergénzung der Angaben in den Feldern ,,Anz. neg." (negativ) und ,,Anz.
pos." (positiv) der Ubersicht und um deren anschlieBende Rickgabe - ggf. auch in Form ei-
ner Kopie — gebeten,

Berechligung nach § 26 Abs. 1 KVG LSA:
Antragsteller des Burgerbegehrens sind die Unterzeichner als Birger der Stadt Kéthen.

Kdthen (Anhailt), 03. Januar 2017

lal o Lo oot § f?ﬂk—

(Hartmut $tahi) (Dr. Wolfigang Gahlerl) | \_
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